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Die Menschen hinter
den Strichen auf der Karte
Die Ukrainer in den russisch besetzten Gebieten erleiden Folter, Vergewaltigung, Gehirnwäsche
und Deportation. Dieses Schicksal kann nicht weiteren Menschen zugemutet werden.
Das ist in künftigen Friedensverhandlungen zu berücksichtigen. Von Peter Rásonyi

Seit seinem Amtsantritt drängt Donald Trump
mit Macht auf einen Frieden in der Ukraine. Da-
bei versucht er vor allem den Ukrainern klarzu-
machen, dass Frieden ohne Zugeständnisse nicht zu
erreichen sein werde. Schon im Frühjahr kündigte
er an, dass ein Friedensvertrag die Aufteilung des
Landes beinhalten werde. Vor dem Gipfeltreffen
mit Präsident Putin vergangene Woche in Alaska
liess Trump immer wieder das Stichwort «Gebiets-
tausch» fallen.Trump scheint denVerlust einesTeils
des ukrainischen Territoriums als unabwendbares
Faktum zu akzeptieren. Er legt der Regierung in
Kiew gar nahe, noch mehr Land in die Verhand-
lungsmasse einzubringen, um Moskau zum Rück-
zug seiner Kriegsmaschinerie zu bewegen. Dabei
betont Trump immer wieder die hohe Zahl an Op-
fern, die der Krieg Tag für Tag fordert.

Diese Sichtweise hat viele Anhänger, nicht nur
in Russland, sondern auch im Westen. Ist es nicht
eine Frage der Menschlichkeit, durch einen mög-
lichst baldigen Frieden Menschenleben zu retten?
Und ist dieAufgabe von etwas Land im fernen Os-
ten Europas nicht ein Preis, der dieses Ziel wert ist?
Diese Sichtweise ist legitim. Sie übersieht allerdings
einen wichtigen Faktor: Beim Thema Landtausch
geht es nicht nur um Striche auf einer Landkarte.
Es geht auch um die Menschen in diesen Gebie-
ten. Es ist aus der Erfahrung von dreieinhalb Jah-
ren Krieg nur allzu gut bekannt, was ihnen blüht,
wenn sie unter russische Besatzung fallen.

Bei der Organisation für Internationale Zusam-
menarbeit und Entwicklung beobachtet das Büro
für demokratische Institutionen und Menschen-
rechte (Odihr) die Vorgänge in den besetzten Ge-
bieten der Ukraine genau. In seinem im Juli publi-
zierten siebenten Zwischenbericht über gemel-
dete Verletzungen des internationalen humanitä-
ren Rechts in der Ukraine hält das Büro fest: «Neue
Informationen, die das Odihr erhalten hat, bestä-
tigen frühere Befunde von weitverbreiteter syste-
matischer Anwendung von Folter durch die russi-
schen Behörden gegen die ukrainische Zivilbevöl-
kerung und Kriegsgefangene.» Die Methoden der
Folter seien ähnlich wie in den früheren Zwischen-
berichten bereits beschrieben.

Der Bericht rapportiert Dutzende Fälle von will-
kürlicher Verfolgung, Festnahme, Einkerkerung
von Zivilisten ohne reguläre Verfahren. Es wird
über systematische Folter berichtet wie Schläge,
das Brechen von Knochen, das Ziehen von Finger-
nägeln, Elektroschocks, sexueller Missbrauch,Aus-
hungern, Schein-Exekutionen, Drohungen gegen
Familienmitglieder. Die Opfer sind Männer und
Frauen aller Altersgruppen sowie Minderjährige.
Der Grund der Festnahme wird meist nicht kom-
muniziert und ist oft willkürlich. Immer wieder ver-
schwindenMenschen laut einemUno-Bericht vom
März ohne jegliche Information ihrer Familien für
Wochen, Monate oder Jahre. Die Fälle belegen die
von der Führung der Besatzungsmacht angeord-
nete systematische Terrorisierung und Einschüch-
terung der ukrainischen Bevölkerung.

Weit fortgeschrittene
Russifizierung
Nun sind in den bis heute von Russland gehalte-
nen Gebieten des Donbass sowie in Saporischja
und Cherson östlich des Dnipro schon mehr als
drei Jahre vergangen, seit sie in russische Gewalt
geraten sind.Die Folgen sind verheerend.Vor dem
Krieg lebten dort laut Schätzung des Forschers
Nikolai Petrow 6,4 Millionen Personen (ohne die
schon 2014 annektierte Krim). Heute leben dort
weniger als 3,5 Millionen Personen. Die restlichen
sind geflüchtet, nach Russland entführt oder ge-
tötet worden.Während die Terrorisierung der Be-
völkerung mit unverminderter Brutalität fortschrei-
tet, ist Widerstand kaum noch möglich.

Die Russifizierung ist weit fortgeschritten. In
den besetzten und seit Oktober 2022 von Russ-
land annektierten Gebieten gilt russisches Recht.
Die ukrainische Sprache ist in der Öffentlichkeit
verboten, in den Schulen wird ein russisches Curri-
culum gelehrt, die Schulkinder müssen täglich die
russische Hymne singen und werden in russischen

Schullagern indoktriniert. Die Medien werden von
Russland gesteuert, im öffentlichen Raum wurden
jegliche Hinweise auf die Ukraine getilgt und durch
russische Symbole ersetzt.

Gemäss einem im März veröffentlichten Er-
lass Putins müssen bis am 10. September alle Ein-
wohner einen russischen Pass beantragen oder
auswandern. Laut Schätzungen verfügen bereits
über 90 Prozent der Bevölkerung über russische
Pässe, weil sie sonst vom öffentlichen Gesund-
heitssystem ausgeschlossen wären, keine Jobs,
keine Lizenzen für ihre Firmen und keine Eigen-
tumstitel für ihre Wohnungen erhalten können.
Sie würden ohne russischen Pass ebenso enteig-
net wie die Landsleute, die aus den besetzten Ge-
bieten fliehen.

EineMinderheit der Bevölkerung identifizierte
sich schon vor dem Krieg mit Russland und be-
grüsst dieVeränderungen.Der Grossteil sieht sich
allerdings seit der Invasion erst recht der Ukraine
zugehörig. Viele von ihnen sind dennoch geblie-
ben, und dafür gibt es mannigfache Gründe: die
Versorgung älterer Familienmitglieder, das Fest-
halten am eigenen Grundbesitz, fehlende Mit-
tel zur Flucht, Trägheit, die schwierige Informa-
tionslage, Angst oder schlicht die Hoffnung, sich
mit den neuen Verhältnissen irgendwie arrangie-
ren zu können. Laut ukrainischen Hilfsorganisa-
tionen hält die Flucht aus den besetzten Gebie-
ten zwar an, doch sie ist nicht einfach.Der einzige
Weg aus den besetzten Gebieten führt über Russ-
land. Er ist unberechenbar und mit persönlichen
Risiken verbunden.

Moskau macht mit seinem brutalen Besat-
zungsregime klar, worum es dem Kreml mit dem
Krieg geht. Wären es bloss legitime Sicherheits-
interessen wegen der Nato-Osterweiterung, wie
Putin-Versteher glauben, müsste die ukrainische
Zivilbevölkerung nicht terrorisiert werden. Die
systematische Unterdrückung aller Spuren ukrai-
nischer Kultur und die zwangsweise Russifizie-
rung der Bevölkerung belegen vielmehr die von
Putin in vielen Reden beschworene Überzeugung:
Die Ukraine hat kein Existenzrecht. Die durch
westliche Verlockungen auf Abwege geführte
Bevölkerung muss in den Schoss ihrer russischen
Brüder und Schwestern zurückgeführt werden,
notfalls mit Gewalt. Während Trump Putin in
Alaska den roten Teppich ausrollt, erobern des-
sen Truppen Meter um Meter weiteres ukraini-
sches Territorium, das ins russische Reich zurück-
geholt werden soll.

Die Menschenrechtslage in den besetzten Ge-
bieten ist katastrophal. Zwei Schlüsse drängen
sich daraus für künftige Friedensverhandlungen
auf. Die Menschen dürfen, erstens, nicht verges-
sen werden. Putin fordert im Minimum die ge-
samten Regionen Luhansk, Donezk, Saporischja
und Cherson für sich. Noch sind grosse Teile da-
von mit wichtigen Städten wie Kramatorsk, Slow-
jansk, Saporischja und Cherson unter ukrainischer
Kontrolle.Geschätzt rund eine halbeMillionMen-
schen leben noch in den Gebieten, die laut den
Überlegungen in Washington als Konzession in
Friedensverhandlungen aufgegeben werden könn-
ten. Sollte es dazu kommen, muss sichergestellt
werden, dass alle Ukrainer aus diesen Gebieten
rechtzeitig evakuiert werden. Es ist nicht zumut-
bar, dass sie unter das Schreckensregime einer rus-
sischen Besetzung geraten.

Zweitens sollte von Moskau gefordert werden,
dass alle Ukrainer, die das wünschen, ungehin-
dert aus den besetzten Gebieten ausreisen kön-
nen. Es wäre unerträglich, wenn sie dem Schick-
sal der zwangsweisen Russifizierung einfach über-
lassen würden.

Die wichtigste Ressource
sind die Menschen
Putin geht es nicht nur um die Eroberung von
Land, Rohstoffen und Industrieanlagen. Er
möchte sich die Ukrainer untertan machen, in-
dem er ihre Freiheit und kulturelle Identität zer-
stört. Zumindest Letzteres sollte ihm durch diese
Massnahmen erschwert werden. Das ist nicht nur
ein Gebot der Menschenwürde, sondern auch ein
wichtiges politisches und wirtschaftlichesAnliegen
für die Zukunft der Ukraine.

Die Bevölkerung des Landes zählte nach dem
Zusammenbruch der Sowjetunion 52 Millionen
Personen. Seither ist sie durchAuswanderung und
tiefe Geburtenraten geschrumpft. Vor der russi-
schen Annexion der Krim 2014 waren es laut der
ukrainischen Statistikbehörde 45 Millionen. Jetzt
sind es gemäss Schätzung des ukrainischen Insti-
tuts für Demografie noch 29 Millionen, die im
von Kiew kontrollierten Territorium leben. Knapp
7 Millionen ukrainische Flüchtlinge befinden sich
nach Uno-Angaben im Ausland. Die Zahl junger
Menschen ist wegen des Kriegs besonders stark
zurückgegangen, was laut Regierungsangaben zu
einem Abrutschen der ohnehin schon tiefen Ge-
burtenrate auf weniger als ein Kind pro Frau bei-
trug. Derzeit sterben dreimal mehr Menschen in
der Ukraine, als geboren werden.

Will die Ukraine eine Zukunft als florierende
Nation in Europa haben, muss sie den dramati-
schen Bevölkerungsverlust stoppen. Die wich-
tigste Ressource für die Zukunft der Ukraine sind
nicht deren Rohstoffe oder deren Landmasse, son-
dern die Ukrainer selbst.

Die Regierung in Kiew bemüht sich umAnreize
für mehr Geburten und die Rückkehr der Flücht-
linge ausWesteuropa mit geringem Erfolg. Je län-
ger der Krieg dauert, umso mehr Flüchtlinge wer-
den sich in ihrer neuen Heimat im Westen einge-
richtet haben. Und je besser sie sich wirtschaftlich
und sozial integriert haben, desto schwieriger wird
eine Rückkehr in eine kriegsversehrte Ukraine.
Die Bereitschaft zur Rückkehr nimmt von Monat
zu Monat ab, wie Umfragen illustrieren.

Auch aus diesem Grund ist das Bemühen Prä-
sident Trumps um einen baldigen Frieden in der
Ukraine richtig. Die Zeit drängt. Doch dieser
Frieden muss durch die westlichen Alliierten der
Ukraine gut abgesichert sein.Denn die Flüchtlinge
werden nur in ihre alte Heimat zurückkehren,wenn
sie sich dort sicher fühlen. Und auch die ukraini-
schen Bürger in den von Russland besetzten oder
bedrohten Gebieten im Osten des Landes dürfen
nicht vergessen werden. Die Ukraine braucht auch
derenMitwirkung, um gemeinsam eine Zukunft als
unabhängige, blühende Nation zu haben.

Von Moskau sollte gefordert
werden, dass alle Ukrainer,
die das wünschen,
ungehindert
aus den besetzten Gebieten
ausreisen können.
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Acht Wochen Ferien für Lehrlinge?
Mit ihrer Kampagne landen die Gewerkschaften bei Jugendlichen einen Volltreffer – Bildungsexperten sehen die Berufslehre gefährdet

DAVID VONPLON, ANDREA FOPP,
SEBASTIAN BRIELLMANN

Eine Kanti-Schülerin hat auf Tiktok kri-
tisiert, dass die Lehrlinge acht Wochen
Ferien fordern. Jetzt schlägt der Lehrling
Noah zurück – frühmorgens auf dem Weg
zur Arbeit. «Was isch mit dir los? Mir ver-
diened zwei Kafis i de Stund und schaffed
genauso viel wie die richtige Arbeiter. Du
söttisch Mitgfühl zeige mit eus!»

19 800 Likes hat Noah für sein Video
auf Tiktok erhalten. Und er ist nur einer
von vielen Lehrlingen, die ihrem Ärger
auf der Plattform Luft machen. Über
den Druck, dass sie den ganzen Tag
arbeiten und am Abend noch für Prü-
fungen büffeln müssen. Und die Unge-
rechtigkeit, dass ihnen nur fünf Wochen
Ferien zustehen, Gymnasiasten aber
dreizehn oder vierzehn Wochen. «Gönd
go unterschribe, wenn ihr eu au i so-
nere minimale Feriesituation befindet.
De Rescht mached denn sie», fordert ein
anderer User mit künstlich hochgetun-
ter Stimme in einem Video.

Sie, das ist der Schweizerische Ge-
werkschaftsbund (SGB). Er hat bei der
Petition «Acht Wochen Ferien für Lehr-
linge» hinter den Kulissen die Fäden ge-
zogen – und wieder einmal unter Beweis
gestellt, dass linke Organisationen den
Wirtschaftsverbänden und bürgerlichen
Parteien um Längen voraus sind, wenn
es darum geht, Kampagnen in den sozia-
len Netzwerken zum Erfolg zu führen.
Nicht weniger als zwei Millionen Sei-
tenaufrufe generierten die Beiträge zur
Kampagne auf Tiktok.

Die weitläufige Verbreitung hat so-
gar die Profis überrascht. «Völlig über-
rumpelt» sei man, dass die Aktion so viel
ausgelöst habe, sagt der SGB-Sprecher
Urban Hodel. Knapp 180 000 Unter-
schriften haben die Gewerkschaften auf
diese Weise in den letzten zweieinhalb
Monaten gesammelt. Am vergangenen
Donnerstag nun haben Lehrlinge aus
verschiedenen Berufsfeldern die Peti-
tion bei der Bundeskanzlei deponiert.

Doch geht es den Lehrlingen wirklich
so schlecht, dass sie mehr Ferien brau-
chen? Oder ist die Forderung nach acht
Wochen Ferien nicht vielmehr eine ge-
fährliche Idee, die das Erfolgsmodell der
Berufsbildung beschädigt?

Bei Planzer schon die Regel

Einer, der das wissen muss, ist der Päckli-
Patron Nils Planzer. In seinem Transport-
unternehmen haben Lehrlinge bereits
heute acht Wochen Ferien – zumindest
im ersten Lehrjahr; im zweiten sind es
dann sieben und im dritten sechs. Plan-
zer sagt: «Wir haben den Plausch, wie
gut es mit unseren Jungen läuft.Wir wol-
len, dass sie glücklich sind.» Für 15-jäh-
rige Berufseinsteiger sei der Schritt von
dreizehn oder vierzehn Wochen zu fünf
Wochen heftig. «Diesen Schritt wollen
wir ihnen erleichtern.»

Planzer beschäftigt 6800 Mitarbei-
ter inner- und ausserhalb der Schweiz
und in verschiedensten Bereichen wie
Carrosserie, Transport oder Informa-
tik, unter ihnen rund 400 Lehrlinge.
Im nationalen Wettbewerb um die bes-
ten Talente muss das Unternehmen mit
der Schule konkurrenzieren: den Gym-
nasien und Fachmittelschulen etwa. Die
zusätzlichen Ferien sind Teil der Strate-
gie, die Attraktivität der eigenen Lehr-
stellen zu erhöhen.

Er wolle die jungen Leute dazu moti-
vieren, zuerst eine Lehre zu machen und
erst später beispielsweise die Matura an-
zustreben, sagt Planzer. Das duale Bil-
dungssystem sei extrem wertvoll: «Ich
will nicht pauschalisieren, aber häu-
fig ist es ein Vorteil, mit Leuten zusam-
menzuarbeiten, die früh Erfahrungen in
der Arbeitswelt gemacht haben», betont
der Firmenchef, der selbst eine Lehre als
LKW-Mechaniker absolviert hat.

Die weitverbreitete Meinung, dass
die Jungen von heute nicht mehr so leis-
tungsbereit seien wie früher, teilt Plan-
zer nicht: «Jede Generation hat ihre
Herausforderungen», sagt er. «Ich er-
lebe die Lehrlinge als sehr motiviert.»

Einer von ihnen ist Tiago Da Silva Tei-
xeira, Strassentransportfachmann EFZ

im zweiten Lehrjahr. Sein Wecker läu-
tet morgens um 5 Uhr. Er steht auf einer
Kommode am anderen Ende des Zim-
mers, damit Da Silva Teixeira ihn nicht
im Halbschlaf abstellt und weiterschläft.
Die Schicht beginnt um 6 Uhr. Dann
muss er im Lager in Altstetten seine erste
Ladung abholen und mit dem Lastwagen
ausliefern. Das schafft nicht jeder. Und
das will auch nicht jeder. Es herrscht ein
Mangel an Lastwagenfahrern. Per Lehr-
start 2025 konnte Planzer alle Lehrstel-
len besetzen, nur beim Strassentransport
waren noch 20 Prozent offen.

Da Silva Teixeira sagt, für ihn hätten
die Ferien nicht den Ausschlag gegeben
für seine Berufswahl: «Ich wollte eine
Tätigkeit, bei der ich selbständig arbei-
ten kann und Spass habe.» Vier Tage
arbeitet er, einen Tag hat er Unterricht,
am Sonntag lernt er. Trotzdem unter-
stützt Da Silva Teixeira die Petition
der Gewerkschaften. Es sei anspruchs-
voll, Arbeit und Lernen zu vereinbaren:
«Deshalb ist es unfair, dass Lehrlinge
nur fünf Wochen Ferien haben.»

Die Betreuung ist entscheidend

Nils Planzer, sein Chef, sieht das anders.
Seine Erfahrungen mit der neuen
Ferienregel sind zwar positiv. Die zu-
sätzlichen Wochen lassen sich problem-
los in die Arbeitspläne des Unterneh-
mens integrieren. Und auch wenn es
zwei Jahre nach der Einführung noch
keine detaillierte Auswertung zu den
Lehrlingszahlen gibt, hat Planzer den
Eindruck, dass die Rekrutierung ein-
facher ist und es weniger Lehrabbrüche
gibt. Das mag auch an der professionel-
len Betreuung der Lehrlinge liegen – es
gibt bei Planzer Berufsbildner, die «nur»
für die Jungen zuständig sind.

Trotzdem hält der Unternehmer die
Acht-Wochen-Forderung für verfehlt.
«Mir ist gesunder Menschenverstand
lieber als Vorschriften.» Die Schweiz
müsse ihrem Arbeitsmarkt Sorge tragen.
Jede Firma könne für sich entscheiden,
welches Angebot sie ihren Arbeitneh-
menden mache. Im Lehrjahr 2024/25 be-
trug die Lehrabbruchquote bei Planzer

11 Prozent. Das ist wenig. Im Schweizer
Schnitt löst fast jeder vierte Lehrling sei-
nen Vertrag auf, das zeigen Zahlen des
Bundesamts für Statistik für die Jahre
2019 bis 2023. Die mangelhafte Betreu-
ung spielt dabei eine entscheidende
Rolle, wie eine Befragung des Zentrums
Workmed vom Juni 2025 zeigt. Je stär-
ker die Unterstützung im Lehrbetrieb,
desto seltener dächten Lehrlinge daran,
die Ausbildung abzubrechen, heisst es in
der Studie. Ebenfalls wichtig ist der Be-
rufsstolz. Der grösste Risikofaktor sind
psychische Probleme.

Professor ist skeptisch

Allerdings kann sich nicht jede Firma zu-
sätzliche Berufsbildner leisten. Kleine
Betriebe, in denen der Meister selbst die
Hauptarbeit erledigen muss, können das
selten anbieten.Auch ist nicht jeder Lehr-
abbruch schlecht: «Manchmal sind Lehr-
linge auch überfordert, weil sie den fal-
schen Beruf gewählt haben», sagt Planzer.

Stefan Wolter, Professor für Bildungs-
ökonomie an der Uni Bern, verfolgt die
Situation auf dem Schweizer Lehrstel-
lenmarkt in seiner Forschungsarbeit ge-
nau. Von der Idee der Gewerkschaften
hält er genauso wenig wie Planzer. «Acht
Wochen Ferien können eine gute Sache
sein, aber nicht als verpflichtende For-
derung für alle Firmen.» Das Erfolgs-
geheimnis der Schweizer Berufsbildung
liegt laut Wolter darin, dass sie einerseits
strenge Qualitätsanforderungen aufweist.
Andererseits jedoch gebe sie den Firmen
sehr grosse Freiheiten bei der Ausgestal-
tung des Arbeitsverhältnisses, nicht zu-
letzt bei der Bemessung der Ferien.

Trotzdem nutzen nur wenige diese
Freiheit. Daraus schliesst Wolter, dass
die Firmen diese Massnahme für we-
nig tauglich halten – und das, obwohl
ein grosser Wettbewerb um Lehrlinge
herrsche. «Viele Firmen nutzen lieber
den Hebel der Löhne oder Auslands-
aufenthalte sowie bezahlter zusätzlicher
Ausbildungen, um die Attraktivität der
Lehrstellen zu steigern.»

Mit grosszügigen Löhnen Lehrlinge
ködern: Das wollte Lorenz Wyss. Bis vor

gut einem Jahr war er CEO des Fleisch-
verarbeiters Bell. Als Chef verdiente er
rund eine Million Franken, angefangen
hatte er jedoch als Metzger-Lehrling.
Eine Berufslehre, die es ebenso schwer
hat wie das Transportwesen.Wyss hat bei
seinem Abschied erzählt, dass er nur noch
zwanzig Auszubildende anstellen konnte,
das Dreifache wäre das Ziel gewesen.Von
ihnen war genau einer ein Metzger.

Dass es so nicht weitergehen könne,
die Berufslehre gestärkt werden müsse,
sagtWyss schon lange.Dass das mit mehr
Ferien zu lösen ist, glaubt er jedoch bis
heute nur bedingt. Sechs Wochen seien
noch knapp vertretbar, sagt er, sogar
staatlich verordnet. Acht Wochen da-
gegen viel zu viel. «Du kannst das den
kleinen Betrieben nicht antun. Die Bude
mit zwei Angestellten und einem Lehr-
ling verjagt’s, wenn dieser zwei Monate
im Jahr fehlt.» Wer mehr Ferien ermög-
lichen könne, solle das tun. Aber das
müsse die Privatwirtschaft selbst lösen
und dürfe nicht vorgeschrieben werden.

Dass dies Sinn ergibt, bezweifelt er
ohnehin. Erstens, weil nach der Ausbil-
dung ein grosser Einschnitt käme, mit
nur noch fünf Wochen Ferien. Zwei-
tens, weil er glaubt, dass andere Fakto-
ren wichtiger sind für die Stärkung der
Berufslehre. Das Monetäre etwa.

GA und Fitnessabo

Wyss hat in seinen letzten Monaten bei
Bell ein radikales Modell vorgeschlagen:
Ein Lehrling verdient im ersten Lehr-
jahr 2000 Franken, im zweiten 3000 und
im dritten den Mindestlohn von 4200
Franken – jeweils zusammengesetzt aus
einem Basisteil und einer Leistungs-
komponente. Mit diesem Anliegen hat
er sich bei Bell nicht durchgesetzt, das
Unternehmen hat die Lehrlingslöhne
nur leicht erhöht, setzt auf GA, Fitness-
abonnemente – und grosszügige sieben
Wochen Ferien. Mit diesen Massnah-
men konnten die Lehrlingszahlen im
letzten Jahr fast verdoppelt werden.

Dass staatlich verordnete acht
Wochen Ferien kontraproduktiv sein
können, glaubt auch Wolter. Seine
grösste Befürchtung ist, dass die Unter-
nehmen bei der Qualität der Ausbil-
dung Einsparungen vornehmen, wenn
die Kosten aufgrund der zusätzlichen
Ferien steigen. «Aus einer Win-win-
Situation wird dann rasch eine Lose-
lose-Situation.» Wie viele Firmen sich
wegen acht Wochen Ferien aus der Aus-
bildung zurückziehen würden, ist laut
dem Bildungsökonomen schwierig ab-
zuschätzen. Aber: «Da immer mehr
Schulabgänger auf den Ausbildungs-
markt drängen, kann es schnell einmal
eng werden», sagt er.

Betrachtet man allerdings Umfra-
gen und Statistiken, hält sich die Lehr-
stelle in der Gunst der Schulabgänger
erstaunlich gut. Zwar gibt es Berufe
wie Metzger oder Lastwagenfahrer, bei
denen Lehrstellen schwierig zu besetzen
sind. Doch solche gab es schon immer.
Unter dem Strich absolvieren noch
immer mehr als 60 Prozent eine Lehre,
wie das Nahtstellenbarometer zeigt, das
das Forschungsinstitut GfS Bern im Auf-
trag des Bundes halbjährlich erstellt. Ein
genereller Rückgang des Interesses von
Schulabgängern an der Berufslehre lässt
sich nicht feststellen.

«Die duale berufliche Grundbildung
ist kein Auslaufmodell», sagt denn auch
die ETH-Professorin Ursula Renold.
Dass es den Lehrlingen so schlecht geht,
wie oft behauptet wird, bestreitet sie.
Viele Jugendliche blühten in der Lehre
auf, weil sie in eine sinnstiftende Um-
gebung eingebettet seien. Gebe es trotz-
dem psychische Probleme, müsse man
sie ernst nehmen. Meist seien aber an-
dere Gründe dafür verantwortlich und
nicht die Lehre selbst – eine schwie-
rige Adoleszenzphase etwa oder nicht
zuletzt die starke Nutzung von sozia-
len Netzwerken, die die Jugendlichen
stark absorbiere. Für umso wichtiger
hält Renold, dass die Schweiz der Lehre
Sorge trägt. Auch sie ist überzeugt: Mit
einer verordneten Erhöhung der Ferien
auf acht Wochen würde das Erfolgs-
modell der Berufsbildung gefährdet.

Eine Coiffeuse-Lernende bei der Arbeit.Tagsüber ist sie im Geschäft, abends muss sie für Prüfungen büffeln. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

«Du kannst das
den kleinen Betrieben
nicht antun. Die Bude
mit zwei Angestellten
und einem Lehrling
verjagt’s, wenn dieser
zwei Monate im Jahr
fehlt.»
Lorenz Wyss
Ehemaliger CEO von Bell


